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Schriftlicher Bericht 

des Rechtsausschusses 
(12. Ausschuß) 

über den von der Fraktion der SPD eingebrachten Entwurf 
eines Gesetzes zur Ergänzung des Grundgesetzes 

— Drucksache 30 ^ — 

A. Bericht des Abgeordneten Dr. Wahl 

Der Rechtsausschuß hat seinen Beratungen den | Als in der 2. Wahlperiode sich die erforderliche 


Entwurf der Fraktion der SPD — Drucksache 30 — 
zugrunde gelegt, der wörtlich mit dem Antrag der 
Fraktionen der CDU/CSU, SPD, DP (FVP), GB/BHE 
in der 2. Wahlperiode — Drucksache 3688 der 
2. Wahlperiode — iibereinstimmt. Der Antrag der 
Fraktion der FDP — Drucksache 266 — sieht die 
Ergänzung des Artikels 87, nach der die Ausfüh- 
rung der Atomgesetze zur Auftragsangelegenheit 
der Länder gemacht werden kann, nicht vor. Er 
wurde bei den Beratungen miterörtert und fand 
durch die Annahme des SPD-Entwurfs seine Erledi- 
gung. 

Auf den Schriftlichen Bericht, den ich namens des 
Rechtsausschusses in der 2. Wahlperiode über die 
schon damals beantragte Ergänzung des Grundge- 
setzes erstattet habe — Drucksache 3416 der 
2. Wahlperiode — , wird Bezug genommen. Als 
damals die Verfassungsänderung im Plenum ge- 
scheitert war, mehrten sich die Stimmen, die die 
Grundgesetzergänzung überhaupt für nicht nötig 
erklärten. Insbesondere könne man mit der Ge- 
nehmigung gewerblicher Anlagen nach der Ge- 
werbeordnung, für deren gesetzliche Regelung der 
Bund ohnehin die Zuständigkeit habe, allen Be- 
dürfnissen gerecht werden. Indessen handelt es sich 
auch um die Genehmigung von Apparaten der ver- 
schiedensten Art, die schwerlich unter den Begriff 
der in der Hauptsache als unbeweglich zu denken- 
den Anlagen gebracht werden können; vor allem 
erscheint die Grundgesetzänderung auch deshalb 
als notwendig, weil nur mit ihrer Hilfe die staat- 
liche Atomaufsicht, d. h. die Ausführung der Bun- 
desatomgesetze, zur Auftragsangelegenheit für die 
Länderverwaltungen gemacht werden kann. 


Mehrheit für die Grundgesetzänderung nicht fand, 
spielte die Erwägung eine Rolle, daß die Erweite- 
rung der Bundeszuständigkeit für die Verwendung 
der Atomkraft zu friedlichen Zwecken eine Ein- 
schränkung der Rüstungsmöglichkeiten des Bundes 
nach Artikel 72 Nr. 1 GG herbeiführen könnte. 
Diese Auffassung wurde vom Rechtsausschuß bei 
der erneuten Beratung der vorliegenden Grundge- 
setzänderung ausdrücklich als unzutreffend abge- 
lehnt. Der Bund hat die ausschließliche Zuständig- 
keit für die Rüstungsfragen, und wenn er nun zu- 
sätzlich durch die Erweiterung der konkurrierenden 
Zuständigkeit im Verhältnis zu den Ländern sich 
auch die Gesetzgebungszuständigkeit für die fried- 
liche Verwendung der Kernenergie zulegt, tritt da- 
mit eine Erweiterung seiner Kompetenz und nicht 
an einer anderen Stelle eine Schmälerung seiner 
Befugnisse ein. Auch kann darauf hingewiesen wer- 
den, daß der Euratom-Vertrag, der ebenfalls sich 
auf die friedliche Verwendung der Atomenergie be- 
zieht, die Rüstungsfragen innerhalb der sechs Ver- 
tragsstaaten nicht präjudiziert. Um jeden Zweifel 
nach dieser Richtung auszuschließen, wurde in dem 
von der Fraktion der SPD vorgelegten Entwurf in 
den ersten Satz, daß der Bundestag das folgende 
Gesetz beschließe, die Zweckbestimmung dieses Ge- 
setzesbeschlusses in Anlehnung an die Formulierung 
von Artikel 70 Abs. 2 GG auf genommen: „zur Ab- 
grenzung der Zuständigkeit zwischen Bund und 
Ländern". Dieser Satz wird in dem ergänzten Text 
des Grundgesetzes, d. h. in der eingeschobenen 
neuen Nr. 4a des Katalogs der dem Bunde in Kon- 
kurrenz mit den Ländern zugewiesenen Materien 
(Artikel 73), später nicht erscheinen; er sollte aber 
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in seiner erweiterten Fassung völlig klarstellen, 
was der Sinn der Grundgesetzänderung ist, daß 
außer den Zuständigkeiten, die der Bund jetzt schon 
hat, nun auch noch für die friedliche Verwendung 
der Atomkraft zusätzlich eine Bundeszuständigkeit 
begründet und insoweit nur die Länderzuständig- 


keit eingeschränkt werden sollte. Eine Minderheil 
hielt diesen Zusatz nicht für nötig, um den Sinn dei 
Grundgesetz änderung klarzustellen; die Mehrheil 
glaulbte aber angesichts der früher hervorgetrete- 
nen Mißverständnisse auf der Einfügung dieser 
Worte bestehen zu sollen. 


Bonn, den 24. Februar 1959 

Dr. Wahl 

Berichterstatter 


B. Antrag des Ausschusses 

Der Bundestag wolle beschließen, 

1. den Gesetzentwurf — Drucksache 30 — mit der 
Maßgabe, daß in der Einleitungsformei hinter 
den Worten „mit Zustimmung des Bundes rates" 
die Worte „zur Abgrenzung der Zuständigkeit 
zwischen Bund und Ländern'' eingefügt werden, 
im übrigen unverändert nach der Vorlage anzu- 
nehmen; 

2. den von der Fraktion der FDP eingebrachten 
Entwurf eines Gesetzes zur Ergänzung des 
Grundgesetzes — Drucksache 266 — als durch 
die Beschlußfassung zu Nr. 1 erledigt abzuleh- 
nen. 


Bonn, den 19. Februar 1959 

Der Rechtsaussdiuß 


Hoogen 

Vorsitzender 


Dr. Wahl 

Berichterstatter 



